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Herbsttagung der Agrarsozialen Gesellschaft am 9./10. November 2016 in Göttingen 
 
Thema: Wie geht es weiter mit der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP)? 
 
Warum die GAP ist, wie sie ist und nicht, wie sie sein sollte – Anmerkungen zu einem 

alten Thema 

 
Dr. Martin Wille, Staatssekretär a.D. 
 
Vorbemerkungen 

 

Wie geht es weiter mit der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP)? Nach der Brexit-Entscheidung 
hat diese Frage eine neue Qualität gewonnen. Denn bisher galt, dass jeder neu beitretende 
Mitgliedstaat die GAP, wie sie war, übernehmen musste. Jetzt muss überlegt werden, 
 
-wie das Ausscheiden eines Mitgliedstaates aus der Union und damit auch aus der GAP  
 organisiert werden soll? 
-wie die GAP ohne das VK nach 2020, also in der nächsten Finanzperiode fortgeführt 
 werden kann und soll? 
 
Über beide Fragen kann man getrennt oder im Zusammenhang nachdenken. Aber für die Zeit 
nach 2020 muss möglichst schon jetzt damit begonnen werden, über die Zukunft der GAP 
nachzudenken. Dabei kann hilfreich sein, sich die Geschichte der GAP zu vergegenwärtigen.  
 
Aus Erfahrung wird man klug, heißt es. Ich selbst fühle mich zwar durch langjährige 
Verwaltungs- und Politikerfahrungen klüger, bin mir aber nicht sicher, das hilfreich und 
nutzbringend an andere weitergeben zu können.  
 
Zur Entwicklung der GAP will ich drei Phasen unterscheiden:  
 
Phase I umfasst die ersten drei Jahrzehnte 1960 bis 1990. Ich nenne sie die protektionistische 
Periode. Sie ist von den Interessen und dem ökonomisch-politischen Denken Frankreichs 
bestimmt worden.  
  
Phase II nenne ich die drei Jahrzehnte von 1990 bis 2020, in der die EU-Kommission zur 
bestimmenden Gestaltungskraft für die GAP geworden ist.  
 
Phase III lenkt den Blick auf das Jahr 2020, jenen Zeitpunkt also, an dem eine neue 
Entwicklungsphase der GAP beginnen könnte.   
 
 

I 

Die protektionistische, französische Periode der GAP – Phase I  

 

Im EWG- Vertrag von 1957 sind die Politiken der Gemeinschaft vor allem zwischen 
Deutschland und Frankreich fein ausbilanziert worden.  
„Grundlage der Gemeinschaft ist eine Zollunion, die sich auf den gesamten Warenaustausch 
erstreckt“ (Artikel 9). Damit sollte vor allem den deutschen Wirtschaftsinteressen Rechnung 
getragen werden. 
„Der Gemeinsame Markt umfasst auch die Landwirtschaft und den Handel mit 
landwirtschaftlichen Erzeugnissen“ (Artikel 38). Diese Passage des Vertrages war für 
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Frankreich Voraussetzung und Bedingung für den Vertragsabschluss mit den sechs 
Gründerstaaten. 
 
Wie bedeutsam die Agrar- und Handelsfragen für Frankreich waren, zeigte sich an der von 
Präsident de Gaulle im Jahre 1966 praktizierten „Politik des leeren Stuhls“. Im EWG- Vertrag 
war der Übergang von der Einstimmigkeit bei Ratsentscheidungen zum Mehrheitsbeschluss in 
den Bereichen Agrar und Handel nach frühestens acht Jahren vorgesehen. Nach schwierigen 
Verhandlungen verständigten sich die sechs Gründerstaaten in der Luxemburger 
Vereinbarung von 1966 darauf, dass der Mitgliedstaat, der „sehr wichtige Interessen“ geltend 
macht, nicht ohne weiteres überstimmt werden kann. Da Agrarfragen für Frankreich generell 
wichtige Interessen waren, galt im Agrarrat ab 1966 faktisch das Einstimmigkeitsprinzip. 
 
Zu den in Artikel 39 formulierten Zielen der gemeinsamen Agrarpolitik gab es breiten 
Konsens. Man erinnerte sich an die Probleme von Hunger und Mangel in den Kriegs- und 
Nachkriegsjahren und verständigte sich auf Produktivitätssteigerung, angemessene 
Lebenshaltung für die landwirtschaftliche Bevölkerung, Marktstabilisierung, Sicherstellung 
der Versorgung und angemessene Verbraucherpreise.  
 
Um die Ziele zu erreichen, heißt es in Artikel 40, wird eine gemeinsame Organisation der 
Agrarmärkte geschaffen. In den 60er Jahren wurden dann für nahezu alle Agrarerzeugnisse 
Marktordnungen auf der Grundlage von drei Prinzipien geschaffen: 
 
-Einheit des Marktes durch Preisstützung mit den Instrumenten staatlicher Intervention. 
 
-Gemeinschaftspräferenz für die in der Union hergestellten Agrarprodukte durch ein 
 Abschöpfungs- und Erstattungssystem. 
 
-Finanzielle Solidarität, die in der Bildung eines Europäischen Ausrichtungs- und 
 Garantiefonds (EAGFL) Ausdruck fand; Marktausgaben im Teil Garantie galten als 
 obligatorische Ausgaben, die unbegrenzt aus dem Gemeinschaftshaushalt zu finanzieren 
 waren.  
 
Dies muss man sich in Erinnerung rufen, um die Entwicklungen der GAP in Phase I zu 
verstehen. Schon im Professoren – Gutachten von 1962 wurde vor den Gefahren überhöhter 
Preisfestsetzungen gewarnt. Mit Blick auf die erste Marktordnung für Getreide empfahlen die 
Professoren, das hohe deutsche Preisniveau abzusenken. Den beteiligten Göttinger 
Agrarökonomen wurden dafür von aufgebrachten deutschen Bauern die Institutsfenster 
eingeworfen, Beispiel für die politische Sensibilität der Themen Landwirtschaft und 
Agrarpolitik. 
 
Im Verlaufe der 70er und 80er Jahre wurden die Befürchtungen der Agrarökonomen bestätigt. 
Der Agrarrat setzte in den jährlichen Agrarpreisverhandlungen überhöhte Agrarpreise mit der 
Folge fest, dass sich in Lagerhallen und Kühlhäusern ständig wachsende Überschüsse 
ansammelten. Durch Lagerung, durch mit Erstattungen heruntersubventionierten Export und 
teilweise auch Vernichtung von Lebensmitteln explodierten die Agrarausgaben; 
gesellschaftliche Gruppen reagierten mit Verständnislosigkeit und Protest. Die GAP war zum 
innergemeinschaftlichen Problem- und handelspolitischen Störfall geworden.  
 
Wie konnte es so weit kommen? Der Göttinger Agrarökonom, Prof. Günther Schmitt, 
versuchte 1984 zu erklären, warum die Agrarpolitik ist, wie sie ist. Er nannte als ersten 
Grund, dass Politiker mit Blick auf ihre Wiederwahl dazu neigten, in ihren Entscheidungen 
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die Interessen gut organisierbarer Gruppen zu berücksichtigen. Landwirte seien eine solche 
Gruppe. Ihnen agrarpolitische Zugeständnisse zu machen, verspreche größeren Wahlerfolg, 
als sich für die Interessen schwer organisierbarer Gruppen wie der Verbraucher und 
Steuerzahler einzusetzen. Agrarpolitiker seien deshalb besonders anfällig für 
interessengeleitete Verteilungspolitik. 
Die Geschichte der GAP bestätigt nach meinen Erfahrungen die Einschätzung von Günther 
Schmitt.  
 
Die Besonderheiten des agrarpolitischen Entscheidungsprozesses in der EU würden die 
Möglichkeiten, nationale landwirtschaftliche Interessen durchzusetzen, noch erheblich 
verstärken; und zwar dadurch,  
 
-dass Agrarminister für ihre im Rat getroffenen Entscheidungen weder gegenüber dem 
 Europäischen Parlament noch gegenüber den nationalen Parlamenten verantwortlich seien;  
-dass das im Rat angewandte Einstimmigkeitsprinzip viel Raum für die Durchsetzung 
 nationaler und agrarfachlicher Interessen lasse;  
-dass durch das Prinzip der finanziellen Solidarität Entscheidungen der Agrarminister keinen 
 Ausgabengrenzen unterworfen seien. 
 
Das Vereinigte Königreich lehnte diese gemeinsame Agrarpolitik ab und hat sie letztlich beim 
Beitritt nur widerstrebend akzeptiert. Als die Agrarausgaben schließlich im Laufe der 70er 
und 80er Jahre explodierten und sich die britische Nettozahlerposition wegen der GAP 
ständig verschlechterte, forderte Margret Thatcher, die damalige Premierministerin, ihr Geld 
zurück („I want my money back“). Sie hatte Erfolg, erhielt einen bis heute geltenden 
Haushaltsausgleich mit dem Ergebnis, dass andere Mitgliedstaaten höhere (agrarpolitische) 
Lasten tragen mussten und britische Politiker das Interesse am Abbau der protektionistischen 
Agrarpolitik verloren.  
 
Die EU-Agrarpolitik der ersten 3 Jahrzehnte wurde von Frankreich bestimmt. Regierung und 
Verwaltung waren offenkundig der festen Überzeugung, dass das im EWG- Vertrag 
verankerte Agrarsystem im französischen Interesse liege und unverzichtbar sei, um den 
vertraglich abgesicherten deutsch- französischen Interessenausgleich zu gewährleisen. Die 
Preisstützung, die Grundsätze der Gemeinschaftspräferenz für Agrarprodukte und die 
finanzielle Solidarität wurden deshalb bis hinauf zu den Präsidenten der Republik standhaft 
verteidigt. Deutsche Bundeskanzler wie Helmut Schmidt brachte das manchmal zur 
Verzweiflung, aber den politischen Konflikt haben sie in den ersten 3 Jahrzehnten wegen der 
Agrarpolitik nie gewagt. 
Für beiden deutschen Landwirtschaftsminister Ertl und Kiechle war das eine schöne Zeit. Sie 
mussten zwar viele Nachtsitzungen durchstehen, konnte ihre agrarpolitischen Interessen 
zumeist aber in den teuren Kompromisspaketen des Rates der EU- Agrarminister ein- und 
unterbringen.  
Ende der 80er Jahre war klar geworden, dass es so nicht weitergehen konnte. Die GAP stand 
unter Dauerkritik, innerhalb der Gemeinschaft und international. Besonders starker 
Reformdruck entstand dadurch, dass die EU wegen ihrer protektionistischen Agrarpolitik in 
den laufenden GATT-Verhandlungen handlungsunfähig geworden war.  
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II 

Die EU-Kommission als treibende Kraft einer Liberalisierungsreform – Phase II 

 

1. Ziele und Leitlinien für eine „fundamentale“ GAP-Reform: die EU-Kommission 

ergreift 1991 die Initiative 

 
Im Februar 1991 legte die EU-Kommission auf Basis einer kritischen Analyse der Ist-
Situation ein „Reflection Paper“ mit Zielen und Leitlinien für die GAP der Zukunft vor: 
 
Als wesentliches Ziel wurde vorangestellt, dass eine ausreichende Zahl von Landwirten auf 
dem Land gehalten werden müsse. Dazu gebe es zum Schutz von Natur und Landschaft sowie 
der Entwicklung des ländlichen Raumes keinen anderen Weg, als eine Landwirtschaft auf der 
Basis von Familienbetrieben zu erhalten.  
  
In den Leitlinien kam der Politikwechsel zum Ausdruck:  
- Absenkung der Marktordnungspreise im Interesse verbesserter Wettbewerbsfähigkeit, 
- Kompensation der Landwirte für die abgesenkten Preise, 
- stärkere Berücksichtigung von Umweltbelangen und spezifischen 
 Besonderheiten der Landwirtschaft (Betriebsgrößen, regionalen Unterschieden). 
  
In Erwartung einer kontroversen Diskussion lenkte die Kommission den Blick auf zwei 
politisch sensible Fragen: 
 
Erstens seien in den bisherigen Marktorganisationen große, mit höherer Effizienz 
wirtschaftende Betriebe begünstigt worden. Nach 30 Jahren müsse dies in der GAP-Reform 
durch eine differenzierte Stützung der landwirtschaftlichen Betriebe korrigiert werden. 
 
Zweitens wies die Kommission darauf hin, dass das neue Stützungssystem wirtschaftliche 
Vorteile, vor allem für die Verbraucher bringe, diese Politik aber je nach Ausgestaltung teurer 
werden könne. Folgende Anpassungen seien deshalb erforderlich: 
 
- eine Budgetlinie für die Agrarausgaben (agricultural guideline), 
- eine mehrjährige Finanz- und Agrarplanung, 
- eine Neuorganisation des geltenden Kontroll- und Antibetrugssystems, wobei  
- das Subsidiaritätsprinzip zu beachten sei und die Regeln auf das absolut Notwendige 
 („limited to those absolutely necessary“) beschränkt werden müssten. 
 
Damit war das Signal für das Ende der ersten, 30-jährigen GAP-Periode gegeben, zumal 
Frankreich im Agrarrat nur noch selten Einstimmigkeit einforderte. 
 
 

2. Von der „McSharry-Reform“ zur „Fischler-Reform“ – ein Jahrzehnt politischer 

Macht- und Richtungskämpfe 

 
Anmerkungen zur McSharry-Reform 
 
In ihrer Mitteilung an den Rat und das Europäische Parlament vom 11. Juli 1991 wies die 
Kommission darauf hin, dass ihre Analyse weitgehend Zustimmung gefunden habe, ihre 
Vorschläge allerdings auf ein sehr unterschiedliches Echo gestoßen seien. Einige 
Mitgliedstaaten und landwirtschaftliche Verbände hätten sehr grundsätzliche Kritik geübt, 
und zwar vor allem  



5 
 

- an dem vorgeschlagenen Systemwechsel mit Abbau der Preisstützung und  
- an den Vorschlägen zur Modulation der Stützung, die bestimmte Erzeugergruppen (größere 
 und leistungsfähige) diskriminieren würden.  
 
Im Jahre 1992 verständigte sich der Rat auf Basis der Vorschläge des damaligen 
Agrarkommissars McSharry auf die ersten Schritte zum Umbau des Agrarsystems. Die 
Stützpreise für Getreide und Rindfleisch wurden schrittweise um bis zu 33 % gesenkt und 
Ackerflächen stillgelegt. Als Ausgleich erhielten die Landwirte Direktzahlungen. Ergänzend 
wurden flankierende Maßnahmen wie Extensivierung, Aufforstung und Vorruhestand im 
Bereich der Agrarstrukturpolitik eingeführt. 
 
Bei dieser Reform ist an die besondere Rolle Deutschlands zu erinnern. Am Ratstisch saß für 
Deutschland Landwirtschaftsminister Kiechle, ein überzeugter Anhänger des alten 
Agrarsystems. Mit seiner Initiative zur Einführung der Kontingentierung bei Milch im Jahre 
1984 hatte er versucht, das alte Agrarsystem zu retten. „Mengen runter – Preise rauf‘, lautete 
seine einprägsame Formel, deren Wirksamkeit schon bald in Frage gestellt werden sollte.  
 
Als dann die Reformvorschläge der Kommission auf dem Ratstisch lagen, musste der 
Landwirtschaftsminister des gerade wiedervereinigten Deutschlands mitmachen. Seine 
Verhandlungsstrategie war, 
 
-die Folgen der Preisabsenkungen durch möglichst hohe Ausgleichszahlungen für die 
 (deutschen) Landwirte abzusichern, 
-die Landwirtschaft in den neuen Bundesländern mit dem westlichen Teil gleichzustellen und 
 darüber hinaus die Kommissionsvorschläge zur größenabhängigen Differenzierung der 
 Ausgleichszahlungen abzuwehren. 
 

Agenda 2000 – Frankreichs Versuch, den Liberalisierungsweg zu stoppen 
 

Mit ihren Vorschlägen zur Agenda 2000 vom März 1998 ging die Kommission den 
eingeschlagenen Reformweg konsequent weiter. Bei den Marktordnungen schlug sie vor: 
 
-die Getreidepreise noch einmal um 20 % abzusenken, 
-bei Rindfleisch die Stützpreise in drei Schritten um 30 % zu reduzieren, 
-bei Milch die gestützten Preise um 15 % abzusenken, die Quoten zu erhöhen und das Ende 
 der Kontingentsregelung nach 2006 anzukündigen. 
 
Diese Vorschläge stießen in Deutschland beim Bauernverband und im CDU-geführten 
Agrarministerium auf entschiedenen Widerstand. Im Wahljahr 1998 wollte man sich hier 
nicht die Finger verbrennen und ließ die EU- Kommission faktisch im Regen stehen. Das 
änderte sich nach Übernahme der Regierungsverantwortung durch eine Koalition von SPD 
und Bündnis 90/ Die Grünen nachhaltig. Mit Übernahme der Präsidentschaft im Rat 
verständigte sich die neue Bundesregierung mit der Kommission, dass 
 
-die Vorschläge zur Liberalisierung der Agrarmärkte voll und ohne Abstriche unterstützt 
 werden; 
-der Budgetrahmen für die GAP allerdings am Maßstab realer Konstanz auszurichten sei, 
 womit weniger Geld als von der Kommission vorgeschlagen für die Agenda- Agrarreform 
 zur Verfügung stand. 
 



6 
 

Auf dieser Basis verständigte sich der Rat der Agrarminister nach schwierigen Verhandlungen 
und nach hinhaltendem Widerstand Frankreichs auf ein Reformpaket, das in der Schlussrunde 
mit Mehrheit akzeptiert wurde. Am 24./25. März 1999 kam dann der Europäische Rat in 
Berlin zusammen, um eine Gesamteinigung über alle Elemente der Agenda 2000 (Agrar, 
Struktur und Finanzrahmen) zu erzielen. 
 
In den Verhandlungen kam es bei der Beratung des Agrarteils zum Eklat. Frankreichs 
Präsident Chirac fegte das vom Agrarrat verabschiedete Reformpaket mit folgenden 
Argumenten vom Tisch: 
 
-Grundsätzlich sei eine Liberalisierung der Agrarmärkte der falsche Weg, im Übrigen sei 
 dieser mit den für die GAP vereinbarten Grundsätzen nicht vereinbar. 
-Speziell könne die Regierung Frankreichs den Vorschlägen der Agrarminister für die 
 Reform des Milchmarktes nicht zustimmen.  
 
Nach mehrfacher Unterbrechung der Beratungen über den Agrarteil der Agenda 2000 wurde 
schließlich ein Kompromiss mit geringeren Preisabsenkungen bei Getreide und Rindfleisch 
sowie einer Verschiebung des Reformbeginns bei Milch auf das Jahr 2006 verabschiedet.  
 
Der Berliner Gipfel war vorüber, eine neue Kommission wurde unter Präsident Prodi 
eingesetzt und Franz Fischler wurde trotz Widerspruchs aus Frankreich erneut zum 
Agrarkommissar berufen. Der Kommissar knüpfte dort an, wo er aufgehalten worden war. Er 
berief sich auf die Aufforderung im Berliner Gipfelbeschluss, den Agrarteil der Agenda 2000 
in der Mitte der Finanzperiode zu überprüfen (mid-term-review).  
 

 

Die GAP-Reform von 2003  
 
Die nächste GAP-Reform ließ Fischler durch eine kleine Expertenrunde seiner 
Generaldirektion vorbereiten. Die Gruppe arbeitete mit der Auflage strikter Vertraulichkeit 
und sicherte ihre Vorstellungen durch Studien renommierter wissenschaftlicher Institute ab. 
Die Forscher bescheinigten der Generaldirektion Agri, mit ihren Reformvorstellungen auf 
dem richtigen Weg zu sein. 
 
Mit der Mitteilung der Kommission zur „Halbzeitbewertung der Gemeinsamen Agrarpolitik“ 
vom Juli 2002 wurden Rat und Europäisches Parlament sowie die europäische Öffentlichkeit 
informiert. Die im Geheimen vorbereiteten Vorschläge wirkten wie ein Paukenschlag. Einen 
solch weitgehenden Vorschlag zur Reform der GAP hatte man von der Kommission nicht 
erwartet. Wichtigste Reformelemente waren: 
-Weitere Preisabsenkungen, um die europäische Landwirtschaft auch international 
 wettbewerbsfähig zu machen.  
-Förderung einer marktorientierten, nachhaltigen Landwirtschaft durch den vollständigen 
 Wechsel von Produkt- zu Produzentenunterstützung durch die Einführung eines entkoppelten 
 Zahlungssystems pro Betrieb.  
-Bindung der Zahlungen an Standards (Cross Compliance), um Umwelt- und  
 Tierschutzerfordernissen besser gerecht werden zu können. 
-Verankerung der Zweiten Säule im System der GAP, um die Ziele einer integrierten 
 ländlichen Entwicklung konsequenter umsetzen und die Erwartungen der Gesellschaft besser 
 erfüllen zu können.  
-Ergänzend dazu wird für die Mitgliedstaaten die Möglichkeit eingeräumt, viel stärker als 
 bisher, entkoppelte Direktzahlungen aus der 1. in die 2. Säule zu transferieren (sog. 
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 Modulation). 
 
Nachdem die Vorschläge auf dem Tisch lagen, musste der Agrarkommissar 
Überzeugungsarbeit leisten, bei Regierungschefs, Landwirtschaftsministern, in 
parlamentarischen Gremien und bei gesellschaftlichen Gruppen. Es gab viel Kritik und 
zahlreiche Widerstände. 
Jo Swinnen, Agrarwissenschaftler aus Leuven in Belgien, hat 2010 in einem Beitrag im 
German Journal of Agricultural Economics (59/2010) den Ablauf unter der Überschrift „Die 
politische Ökonomie der bisher umfassendsten Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik der 
EU“ nachgezeichnet. Dabei konnte er sich auf viele Hintergrundgespräche berufen.  
Gestützt durch eigene Erfahrungen will ich auf einige Punkte eingehen, weil sie Widersprüche 
zwischen dem ökonomisch/ ökologisch Wünschbaren und den politischen Ergebnissen 
verdeutlichen können.  
 
Der Chirac/Schröder- Deal 
 
Schon in den Verhandlungen zur Agenda 2000 unter deutscher Präsidentschaft war deutlich 
geworden, dass die Osterweiterung ein Streitthema werden konnte. Die Bundesregierung war 
aus allgemeinen politischen Gründen dafür. Die Regierung Frankreichs hatte Vorbehalte und 
fürchtete Überlegungen, den Beitritt auch durch Kürzungen im Agrarhaushalt zu finanzieren. 
Solche Befürchtungen hegten in den Agenda- Verhandlungen von 1999 auch der deutsche 
Landwirtschaftsminister, Karl- Heinz Funke und Agrarkommissar Franz Fischler. Beide 
machten ihren Mitarbeitern klar, dass in den Agrarverhandlungen zur Agenda 2000 eine 
Diskussion über Degressionsoptionen nicht erwünscht war. 
 
Diese eigenen Erfahrungen werden durch die Recherchen von Jo Swinnen bestätigt. Er weist 
darauf hin, dass sich zu dem von der Kommission vorgelegten Reformpaket unter den 15 
Mitgliedstaaten drei Reformgruppen herausbildeten: pro Reform waren das Vereinigte 
Königreich, und Schweden sowie die Niederlande und Dänemark. Mehr oder weniger neutral 
verhielt sich eine mittlere Gruppe von 6 Ländern. In der Anti-Reform-Gruppe befanden sich 
Frankreich, Spanien, Deutschland, Portugal und Irland.  
 
Warum war die deutsche Landwirtschaftsministerin, Renate Künast, zunächst nicht in der 
Reformgruppe zu finden? Swinnen sieht sie eigentlich als natürliche Bündnispartnerin des 
Agrarkommissars, weist aber darauf hin, dass sie zunächst keinen Verhandlungsspielraum 
hatte. Denn: Bundeskanzler Gerhard Schröder hatte sich zum Zorn der US- Regierung 
deutlich gegen den Irakkrieg ausgesprochen. Er suchte für seine Irakpolitik die Unterstützung 
von Jaques Chirac, Frankreichs Staatspräsidenten. Chirac stellte einen Zusammenhang zu 
dem deutschen Interesse an der Osterweiterung her. Deutschland müsse als Gegenleistung für 
die Osterweiterung „die Rechnung bezahlen“ (Jo Swinnen). Im Ergebnis verständigten sich 
beide darauf, die Agrarausgaben für die EU 15 in der 1. Säule auf dem hohen Niveau von ca. 
43,5 Mrd. Euro bis zum Jahre 2013 festzuschreiben.  
 
Ein Lockangebot für die deutsche Landwirtschaftsministerin  
 
Jo Swinnen hat viele Hintergrundgespräche geführt und weiß zu berichten: 
Nach der Chirac/Schröder- Einigung wendete sich der Agrarkommissar an den britischen 
Premierminister, Toni Blair, mit dem Anliegen, Spaniens Ministerpräsidenten Aznar für die 
GAP reformwillig zu machen. Blair stimmte unter der Bedingung zu, dass Vorschläge zur 
Degression der Direktzahlungen aus dem GAP- Paket verschwinden müssten. Fischler sagte 
zu und holte dann die deutsche Landwirtschaftsministerin ins Reformboot. Renate Künast 
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habe zur Bedingung gemacht, dass Deutschland das von der Kommission vorgeschlagene 
Betriebsmodell nicht anwenden müsse. Der Agrarkommissar gab nach, Deutschland durfte für 
die Verteilung der entkoppelten Direktzahlungen ein Regionalmodell mit einheitlichen 
Hektarbeträgen einführen. Das war für die grüne Ministerin deshalb wichtig, weil ein 
Betriebsmodell vor allem große, intensiv wirtschaftende Landwirtschaftsbetriebe begünstigen, 
ein Regionalmodell mit flächenbezogenen Prämien dagegen eine Umverteilung zugunsten 
extensiv und ökologisch wirtschaftender Betriebe erlauben würde. Vielleicht habe, so Jo 
Swinnen, die deutsche Agrarministerin dabei übersehen (oder sei schlecht beraten worden), 
dass flächenbezogene Zahlungen zu steigenden Bodenpreisen führen würden und die 
Wirtschaftlichkeit extensiver und ökologischer Bewirtschaftungsformen längerfristig 
beeinträchtigen würde. 
 
Die Rolle Franz Fischlers – Stratege in eigener Sache 
 
Jo Swinnen würdigt zwar den strategischen Weitblick und das Verhandlungsgeschick von 
Franz Fischler, kommt aber nach Informationen von Weggefährten des Kommissars zu einer 
überraschenden Einschätzung: Danach habe der Kommissar sich in seiner Entscheidung für 
entkoppelte Zahlungen nicht von ökonomischen Argumenten leiten lassen, vielmehr seien es 
ausschließlich politischen Gründe gewesen. Der Coup mit der Entkopplung erwies sich für 
den Kommissar als Befreiungsschlag. Auch der zögernde Kommissionspräsident Prodi und 
mit ihm der für Finanzen zuständige Kommissar ließen sich überzeugen und begruben ihre 
Absicht einer deutlichen Kürzung der Agrarausgaben.  

 

 

3. Die GAP erhält für den Zeitraum 2003 bis 2020 eine neue Struktur 

 

Die EU- Kommission hat 2010 in ihrer Mitteilung „Die GAP bis 2020“ eine neue Struktur der 
GAP mit zwei einander ergänzenden Säulen vorgeschlagen:  
 
Säule 1 solle die jährlichen Direktzahlungen und marktbezogenen Maßnahmen enthalten, die 
zu 100 % aus dem Garantiefonds für Landwirtschaft (EGFL) finanziert werden. 
 

Säule 2 umfasse die mehrjährigen Maßnahmen zur Entwicklung des ländlichen Raums, die in 
Zuständigkeit der Mitgliedstaaten erstellt und aus dem EU- Haushalt (ELER- Fonds) lediglich 
mitfinanziert werden. 
 
Die Struktur der 1. Säule hat sich mit der Einführung der Cross- Compliance- Regelung 2003 
deutlich verändert. Um der wachsenden Kritik von Natur- und Umweltschützern Rechnung zu 
tragen und die gesellschaftliche Akzeptanz der GAP zu verbessern, ist mit der GAP- Reform 
von 2013 ergänzend das Instrument des Greenings eingeführt worden. Danach fallen unter 
Cross- Compliance die grundlegenden Umweltanforderungen und –pflichten, die zum Erhalt 
von Direktzahlungen in der 1. Säule erfüllt sein müssen. Mit dem Instrument Greening (30 % 
der Direktzahlungen in Säule 1) sollen auf freiwilliger Basis Landwirte angeregt werden, drei 
Bewirtschaftungspraktiken einzuhalten - Erhaltung von Dauergrünland, Bereitstellung von 
ökologischen Vorrangflächen und Anbaudiversifizierung. Mit beiden Instrumenten sei 
sichergestellt, so die Kommission, dass auf den meisten landwirtschaftlichen Kulturflächen 
eine umwelt- und klimafreundliche Bewirtschaftungspraxis eingeführt wird. 
 
Die Förderung in der 2. Säule umfasst spezifische und gezielte Maßnahmen, um die 
Wettbewerbsfähigkeit, die nachhaltige Bewirtschaftung der natürlichen Ressourcen und die 
ausgewogene Entwicklung der ländlichen Gebiete zu unterstützen. Sie biete, so die 
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Kommission in ihrer Mitteilung, den Mitgliedstaaten über eine Kofinanzierung die 
Möglichkeit, auf die wichtigsten Belange in ihrem jeweiligen Hoheitsgebiet flexibel 
einzugehen. Die Ausrichtung auf Nachhaltigkeit spiegele sich darin, dass in jedem Programm 
für die ländliche Entwicklung mindestens 30 % der Mittel für freiwillige Maßnahmen 
reserviert sein müssen, die für Umwelt- und Klimaschutz von Nutzen sind. 
 
Im mehrjährigen Finanzrahmen von 2014 – 2020 ist für Säule 2 ein Ausgabenanteil von 24 % 
eingeplant. Diese Verteilung kann sich allerdings ändern, weil den Mitgliedstaaten die 
Möglichkeit eingeräumt worden ist, bis zu 15 % ihres nationalen Finanzrahmens von einer 
Säule auf die andere zu übertragen. Die Mitgliedstaaten sollen dadurch mehr Flexibilität für 
die Finanzierung und Umsetzung der Instrumente der 1. Säule erhalten, um den 
Verschiedenheiten der Landwirtschaft in den Ländern der EU besser Rechnung tragen zu 
können. Diese Flexibilität gilt jedoch nur innerhalb genau definierter Grenzen, um 
vergleichbare Wettbewerbsbedingungen zu gewährleisten.  
 
Mit dem Umbau der GAP ab 1993 in Richtung Direktzahlungen und der Verknüpfung mit 
Zielen des Umwelt-, Natur- und Tierschutzes sowie der Lebensmittelsicherheit ist die GAP 
immer komplizierter und verwaltungsaufwendiger (bürokratischer) geworden. Inzwischen ist 
ein umfassendes Verwaltungs- und Kontrollsystem entwickelt und ergänzend zur 
Erfolgskontrolle ein umfangreiches Evaluierungssystem aufgebaut worden. Alle 
Einzelmaßnahmen werden evaluiert, das Gesamtsystem der GAP aber gerät immer stärker in 
die Kritik. 
Vereinfachung und Ökologisierung sind zu Dauerthemen und Dauerbaustellen der GAP 
geworden.  
  
 

4. Ein deutsches Zwischenfazit nach zehn Jahren GAP-Reform 2003  

 
Für eine Zwischenbilanz der 2003- Reform aus deutscher Sicht will ich eine Politikerin und 
einen Wissenschaftler zu Wort kommen lassen: 
 

Renate Künast, im Jahre 2003 deutsche Bundesministerin für Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz, hat in einer Veröffentlichung ihres Ministeriums 2004 („Meilensteine der 
Agrarpolitik) Folgendes ausgeführt: 
 
„Im Jahr 2004 haben wir einen Meilenstein in der Agrarwende geschafft: Die Bundesregierung hat die 
im Juni 2003 auf EU-Ebene beschlossene Reform der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) in nationales 
Recht umgesetzt. Diese Reform führt zu umfassenden Änderungen der bisherigen Förderpolitik in der 
sog. 1. Säule der Agrarpolitik. Wir haben dabei die Spielräume für die nationale Ausgestaltung der 
einzelnen Regelungen maximal ausgenutzt. Im Ergebnis schafft diese grundlegende Reform eine 
tragfähige Basis für eine nachhaltige, wettbewerbsfähige und sich an den Wünschen der Gesellschaft 
orientierende Landwirtschaft in Deutschland.“  
 
Der Wissenschaftler Prof. Dr. Friedhelm Taube, Direktor des Instituts für Pflanzenbau und 
Pflanzenzüchtung der Universität Kiel, hat nach zehn Jahren Reform 2003 die Effizienz der 
Reform anhand der zentralen Ziele Ernährungssicherheit, Umwelt- und Klimaschutz sowie 
Entwicklung des ländlichen Raums unter die Lupe genommen und folgendes Zwischenfazit 
gezogen: 
 
Ernährungssicherheit/Wettbewerbsfähigkeit 
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„Es wird deutlich, dass der Selbstversorgungsgrad in den Bereichen der tierischen Produktion bis auf 
die Eier deutlich über 100 % liegt und durchweg deutlich gestiegen ist (Ausnahme Rindfleisch).“ 
Ergebnis: Ziele Ernährungssicherheit und Wettbewerbsfähigkeit weitgehend erreicht. 
 
 
Umwelt- und Klimaschutz 
„Es ist schonungslos klar zu stellen, dass sämtliche Umweltziele die Landwirtschaft betreffend 
deutlich verfehlt werden und dass der relative Beitrag der Landwirtschaft in nahezu allen 
Bereichen in den letzten 10 Jahren eindeutig gestiegen ist. Wenn politisch eindeutig 
formulierte Ziele auch weit nach den formulierten Zielterminen nicht umgesetzt worden sind, 
obwohl sich die Problematik eher verstärkt als entspannt hat und obwohl die 
Problemlösungen seit 25 Jahren seitens der Wissenschaft ausformuliert sind sowie technisch 
und organisatorisch umsetzbar sind, dann gibt es nicht wenige, die von Politikversagen 
sprechen.“ 
 
Nach fünfzehn Jahren Agrarwende und zehn Jahren GAP-Reform würde demnach ein 
Zwischenfazit aus deutscher Sicht lauten: 
 

Wettbewerbsziele erreicht.  

Umweltziele deutlich verfehlt.  

 
Der Vorwurf des Politikversagens ist schwerwiegend und wirft Fragen auf. Zum Beispiel:  
 
Erstens in Richtung Wissenschaft, ob tatsächlich seit vielen Jahren Problemlösungen 
verfügbar sind, die zudem noch technisch und organisatorisch umsetzbar sind? Zweifel 
erscheinen mir angebracht, vor allem zu Fragen der Tierhaltung und des Tierschutzes, die 
Agrarwissenschaftler erst sehr spät ins Blickfeld genommen haben.  
 
Zweitens in Richtung Kommission und Landwirtschaftsministerien der Mitgliedstaaten, ob 
die Maßnahmen Cross Compliance 2003 und zehn Jahre später des Greening wissenschaftlich 
ähnlich gut vorbereitet worden sind, wie Vorschläge zur GAP- Liberalisierung oder zur 
Entkopplung der Direktzahlungen? Politikversagen würde nur dann vorliegen, wenn es 
seinerzeit verwertbare wissenschaftliche Angebote für Problemlösungen gab. Politik- und 
Wissenschaftsversagen, so meine Hypothese, könnten hier nahe beieinander liegen. 
 
 
 

III 

Eine neue Struktur für die GAP der Zukunft? Anmerkungen und Thesen 

 

Anmerkungen zur Säulenstruktur der GAP 

 
„Um künftig die gesetzten Ziele beim Umwelt-, Klima- und Diversitätsschutz zu erreichen, ist 
die Struktur der GAP im Kontext der Verhandlungen des EU-Budgets für 2021-2027 
grundsätzlich neu zu gestalten“, heißt es im Entwurf des BMU zum Klimaschutzplan 2050.  
 
Damit ist die Kernfrage angesprochen, ob es für die GAP weiter eine 1. und 2. Säule geben 
sollte? Ein Blick in den EWG-Vertrag von 1957 und in den heutigen EU-Haushalt zeigt, dass 
sich diese Fragestellung eigentlich erübrigt. Denn: 
Um die Erreichung der Ziele der gemeinsamen Marktorganisationen (insbesondere 
Preisregelungen, Beihilfen für die Erzeugung und die Verteilung der verschiedenen 
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Erzeugnisse, Einlagerungs-und Ausgleichsmaßnahmen, gemeinsame Einrichtungen zur 
Stabilisierung der Ein- und Ausfuhr) zu ermöglichen, heißt es in Artikel 40 (heute Art. 34) 
EWG- Vertrag, „können ein oder mehrere Ausrichtungs- und Garantiefonds für die 
Landwirtschaft geschaffen werden“. 
Im EU- Haushalt sind dafür 2 Fonds eingerichtet worden, die es auch heute noch in dieser 
Aufteilung gibt: 
 
Der Garantiefonds für die Landwirtschaft (EGFL) mit voller Gemeinschaftsfinanzierung, für 
den auf Vorschlag der Kommission im Zuge der Agenda- Reform die Bezeichnung „Erste 
Säule“ eingeführt worden ist.  
 
Der Fonds für ländliche Entwicklung (ELER), aus dem mehrjährige Maßnahmen der 
Mitgliedstaaten teilweise finanziert werden und für den der Begriff „Zweite Säule“ üblich 
geworden ist. 
 
Auch für die kommende Finanzperiode 2021-2027 ist damit zu rechnen, dass die 
Fondsaufteilung im EU- Haushalt geändert wird. Trotzdem bleibt die Diskussion über die 
Säulenstruktur und die finanzielle Ausstattung der Säulen aus folgenden Gründen relevant: 
 
Welche Maßnahmen sollen künftig in welchem Umfang in ausschließlicher Zuständigkeit der 
Gemeinschaft über den Fonds Garantie durchgeführt und zu 100 % aus dem 
Gemeinschaftshaushalt finanziert werden? 
 
Welche eigenständigen Maßnahmen der Mitgliedstaaten sollen in den Bereichen ländliche 
Entwicklung sowie Umwelt-, Natur- und Tierschutz mit welcher Finanzausstattung im EU-
Haushalt mitfinanziert werden? 
 
Schlussfolgerungen in Form von Thesen  

 
These 1 
Nach der vollzogenen Liberalisierungspolitik kann am Ende des 30-jährigen Reformprozesses 
festgestellt werden, dass der für die Organisation der Agrarmärkte geschaffene 
Maßnahmenkatalog für die Landwirtschaft faktisch abgeschafft oder außer Kraft gesetzt 
worden ist. Wird der Weg so weiter verfolgt, kann in Zukunft auf eine Gemeinsame 
Agrarpolitik verzichtet werden. 
 
Infolge der 1992 begonnenen Liberalisierung der Agrarmärkte hat sich die Struktur der 
Ausgaben im Garantiefonds (EGFL) grundlegend verändert. 1992 beanspruchten die 
marktbezogenen Maßnahmen noch über 90 %, heute liegt der Anteil der Direktzahlungen in 
der 1. Säule bei ca. 95 %. Marktpolitik findet faktisch nicht mehr statt, was angesichts der 
Milchkrise zu hilflosen Reaktionen geführt hat. Deshalb lautet die Alternative in der nächsten 
Finanzperiode: Abschaffung einer gemeinsamen Marktpolitik oder Neuausrichtung der 
marktpolitischen Maßnahmen, die auch künftig zu 100 % aus der Abteilung Garantie 
finanziert werden. 
 
These 2 
Die Ausrichtung der GAP- Reformen in Periode II auf Erhalt eines hohen Stützungsniveaus in 
Säule 1 und Legitimation dieser Zahlungen durch Umweltauflagen (Cross-Compliance, 
Greening) war aus agrarpolitischer Sicht ein strategischer Fehler, weil dies zu einer 
systembedingten Überbürokratisierung geführt hat und weiter führen wird. Dieses System ist 
überdies ökologisch ineffizient. Zudem läuft es den Zielen der Entkopplung insofern zuwider, 
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als dadurch die Marktorientierung mit größeren Entscheidungsspielräumen für die Landwirte 
konterkariert wird. 
 
Mit der ersten großen Agrarreform im Jahre 1992 und der Einführung von Direktzahlungen 
als Kompensation für Verluste durch Preissenkungen war die Einrichtung eines Integrierten 
Verwaltungs- und Kontrollsystems verbunden. Angesichts des reformbedingten Ausbaus der 
Direktzahlungen und deren zunehmend ökologischer Ausrichtung hat das Verwaltungs- und 
Kontrollsystem im Gefüge der GAP einen zentralen Stellenwert eingenommen. Landwirte 
fühlen sich durch schwer nachvollziehbare Vorschriften in ihren betrieblichen 
Entscheidungen eingeengt und gegängelt, zudem fließt ein zunehmender Anteil der 
Geldzahlungen in den Verwaltungs- und Kontrollapparat. Wer Bürokratie abbauen will, muss 
deshalb bereit sein, die gegenwärtige Konstruktion der 1. Säule in Frage zu stellen. Besonders 
kritisch sollte dabei der Ansatz Cross- Compliance hinterfragt werden. Statt mit riesigem 
Verwaltungs- und Kontrollaufwand Landwirte dafür zu belohnen, dass sie geltende 
Vorschriften einhalten, wäre es zielführender, die Einhaltung gesetzlicher Vorschriften im 
nationalen Bereich besser zu kontrollieren.  
 
These 3 
Eine weitere Ökologisierung der 1. Säule nach dem Ansatz „europäisches Geld nur noch für 
öffentliche Leistungen“ oder „Entlohnung von Leistungen der Landwirte oberhalb von 
Standards“ würde zu weiterer Bürokratisierung führen und nach vorliegenden 
Untersuchungen ökologisch geringen Nutzen bringen. Eine solche Ökologisierung der 
1. GAP- Säule würde zudem im Widerspruch zum Grundsatz der Subsidiarität stehen. 
 
Durch die Einheitliche Europäische Akte (1987) ist die Subsidiaritätsregel bereits frühzeitig 
im Umweltbereich eingeführt worden, ohne dass sie zunächst ausdrücklich als solche 
bezeichnet wurde. Es gibt keine Gründe, ein in der Umweltpolitik als richtig erkanntes und 
bewährtes Grundprinzip in der 1. Säule der GAP nicht anzuwenden. Die Festsetzung 
ökologischer Standards und Entscheidungen darüber, wie ökologische Leistungen bezahlt 
werden sollen, ist primär eine Angelegenheit der Mitgliedstaaten. Sie müssen und können das 
auf nationaler, regionaler oder lokaler Ebene besser und wirksamer regeln als es auf EU-
Ebene möglich ist. Deshalb gehören Bestrebungen zur weiteren Ökologisierung der GAP in 
die kofinanzierte 2. Säule. 
 
These 4 
Wenn gemäß EU- Vertrag der Gemeinsame Markt auch die Landwirtschaft und den Handel 
mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen umfasst, ist auch in Zukunft eine Gemeinsame 
Agrarpolitik notwendig, die diesen Namen verdient. Das heißt, sie muss zeitgemäße Ziele 
benennen und darf nicht „die besondere Eigenart der landwirtschaftlichen Tätigkeit, die sich 
aus dem sozialen Aufbau der Landwirtschaft und den strukturellen Unterschieden der 
verschiedenen landwirtschaftlichen Gebiete ergibt“, außer Acht lassen.  
 
Die EU-Kommission hat im Jahre 2013 die Veränderungen in der 1. GAP- Säule bewertet und 
u. a. festgestellt,  
 
-dass die Einführung der Direktzahlungen konsequente marktorientierte Reformen ermöglicht 
 und die Wettbewerbsfähigkeit des Agrarsektors gestärkt habe und 
-dass durch die Aufhebung aller bestehenden Produktionsbeschränkungen, zuletzt für Milch 
 (2015 und Zucker (2017) den Landwirten ermöglicht würde, auf die steigende weltweite 
 Nachfrage zu reagieren. 
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Diese Einschätzung wird aufgrund krisenhafter Entwicklungen auf dem Milchmarkt bei 
betroffenen Landwirten aber auch von verantwortlichen Politikern nicht mehr geteilt. Die 
europäische Agrarwelt des Jahres 2016 ist eine andere als vor 4 Jahren erwartet. Offenkundig 
ist, dass ein 5 %-Ausgabenanteil für marktbezogene Maßnahmen in der 1. Säule viel zu 
gering ist, um die Eigenarten der landwirtschaftlichen Tätigkeit zu berücksichtigen und die 
Probleme auf volatilen Agrarmärkten befriedigend zu lösen. Auch wenn es kein Zurück zum 
Agrarsystem der ersten 3 Jahrzehnte geben kann und geben wird, erscheinen Anpassungen 
des marktbezogenen Maßnahmenkatalogs in der 1. Säule dringlich. Dazu gehört auch, das 
Entkoppelungskonzept für Direktzahlungen kritisch zu überprüfen und diese Zahlungen auch 
in produktbezogener Form gezielt als Instrumente der Marktsteuerung und 
Einkommenssicherung einzusetzen. 
 
These 5 
Der Vorschlag der EU-Kommission, in der Förderpolitik der 1. Säule ab 2018 auf eine 
Definition des „aktiven Landwirts“ zu verzichten, ist nicht nachvollziehbar und schädlich. 
Würde dieser Vorschlag wirksam, würde es in der Finanzperiode ab 2021 kaum noch möglich 
sein, Direktzahlungen mit agrarpolitischen Zielsetzungen gesellschaftspolitisch zu 
legitimieren. 
 
In ihren Überlegungen zu einer fundamentalen Agrarreform hat die EU- Kommission 1991 
als wesentliches Ziel vorangestellt, dass eine ausreichende Zahl von Landwirten auf dem 
Land gehalten werden müsse und dass es zum Schutz von Natur und Landschaft sowie der 
Entwicklung des ländlichen Raumes keinen anderen Weg gebe, „als eine Landwirtschaft auf 
der Basis von Familienbetrieben zu erhalten“. Im Zuge der Liberalisierungs- Reformen haben 
sowohl die Kommission als auch die Regierungen der Mitgliedstaaten dieses Ziel aus dem 
Auge verloren. Der Gipfel wäre erreicht, wenn es in der Förderpolitik der GAP künftig keinen 
Maßstab mehr für „den aktiven Landwirt“ geben würde, und ein Familienbetrieb mit 30 
Hektar genauso behandelt würde wie eine Agrarholding mit 30.000 Hektar. Das wäre kein 
‚Aufbruch, sondern eine Kapitulation der Gemeinsamen Agrarpolitik der Europäischen 
Union‘ (Prof. Jose Martinez). 
 
Subsidiarität – Schlüssel für die Gemeinsame Agrarpolitik der Zukunft?  

 
Antreiber für die großen Liberalisierungsreformen der GAP ab 1992 war die Europäische 
Kommission. Ein Vierteljahrhundert später besteht der Eindruck, dass die 
Gemeinschaftspolitik in einer agrarpolitischen Sackgasse gelandet und ökologisch wenig 
erreicht worden ist.  
Die Politik sollte daraus Schlussfolgerungen unter der Leitidee „mehr Subsidiarität“ ziehen. 
Anstöße für künftige GAP- Reformen sollten daher von den Mitgliedstaaten kommen, deren 
Handlungs- und Entscheidungsfähigkeit dadurch verbessert werden könnte. Und im Übrigen 
besteht Anlass zur Erwartung, dass die GAP dadurch bürgernäher und – wie jüngste 
Überlegungen aus Sachsen zeigen – auch weniger bürokratisch werden könnte. 
Leitlinie für den Umbau der GAP war seit 1992 der Gedanke der Kompensation. Landwirte 
sollten einen Ausgleich dafür erhalten, dass im Zuge der Marktliberalisierungen die 
Agrarpreise gesenkt worden sind. Als dafür der Politik die Legitimation verloren ging, ist der 
Gedanke der Kompensation im Grundsatz auf den ökologischen Teil der GAP in Säule I 
übertragen worden (Cross-Compliance, Greening).  
 
Leitgedanke für die GAP der Zukunft sollte ein anderer sein, nämlich den ökologischen 
Umbau des Agrarsektors zu unterstützen. In welche Richtung dieser Umbau gehen soll, liegt 
primär in der Verantwortung der Mitgliedstaaten (Subsidiarität). Dieser ökologische Umbau 
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(die große Transformation) kann sehr aufwendig und mit hohen Kosten verbunden sein. Er 
sollte daher, wie vom Wissenschaftlichen Beirat des BMEL für den Bereich Tierhaltung 
vorgeschlagen, durch den Einsatz von Direktzahlungen mit Lenkungswirkung in der 
kofinanzierten 2. Säule der GAP, wenn notwendig, massiv unterstützt werden. 
 


